Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/810 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Juli 1966 

II/2 — 60000 — 5484/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Bildung 
eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 296. Sitzung am 1. Juli 1966 be- 
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 6 des Gesetzes über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 685) erhält folgende Fassung: 

§ 6 

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich 
ein Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der 
Bundesregierung bis zum 15. November zu. Das 
Jahresgutachten wird den gesetzgebenden Kör- 
perschaften von der Bundesregierung unverzüg- 
lich vorgelegt und zum gleichen Zeitpunkt vom 
Sachverständigenrat veröffentlicht. Spätestens 
acht Wochen nach der Vorlage nimmt die Bundes- 
regierung gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften zu dem Jahresgutachten Stellung. In 
der Stellungnahme sind insbesondere die wirt- 
schaftspolitischen Schlußfolgerungen, die die Bun- 


desregierung aus dem Gutachten zieht, darzule- 
gen. 

(2) Der Sachverständigenrat soll nach seinem 
Ermessen zusätzliche Gutachten erstellen, wenn 
auf einzelnen Gebieten Entwicklungen erkenn- 
bar werden, welche die in § 2 Satz 2 genannten 
Ziele gefährden. Die Bundesregierung kann den 
Sachverständigenrat mit der Erstattung solcher 
Gutachten beauftragen. Der Sachverständigenrat 
leitet diese Gutachten der Bundesregierung zu 
und veröffentlicht sie eine Woche danach oder 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft zu einem späteren Zeitpunkt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache V/810 


Begründung 


A. Allgemeines 

§ 6 des geltenden Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung schreibt vor, daß 
die Veröffentlichung der Jahresgutachten acht Wo- 
chen nach Zuleitung an die Bundesregierung durch 
den Sachverständigenrat zu geschehen hat und daß 
die Bundesregierung gleichzeitig ihre Stellungnahme 
den gesetzgebenden Körperschaften vorlegt. Die 
zusätzlichen, nach eigenem Ermessen des Sachver- 
ständigenrates oder im Auftrag der Bundesregie- 
rung erstellten Gutachten kann der Sachverständi- 
genrat jedoch im Einvernehmen mit dem Bimdes- 
minister für Wirtschaft auch zu einem früheren oder 
späteren Zeitpunkt veröffentlichen. 

Die Erfahrungen mit dem Ersten und dem Zweiten 
Jahresgutachten haben gezeigt, daß eine möglichst 
rasche Veröffentlichung der Gutachten im Interesse 
einer Versachlichung der wirtschaftspolitischen Aus- 
einandersetzungen notwendig ist. 

Die Bundesregierung hat deshalb in ihrer Stellung- 
nahme zum Zweiten Jahresgutachten vom 15. De- 
zember 1965 (Drucksache V/127) eine Beseitigung | 
der Acht-Wochen-Frist vorgeschlagen und eine ent- 
sprechende Gesetzesvorlage angekündigt. Dort heißt 
es in I. 2.; 

„. . . Um künftig eine rasche Veröffentlichung des 
Gutachtens zu ermöglichen, wird die Bundesregie- 
rung eine Änderung der gesetzlichen Vorschriften 
anregen. Der Sachverständigenrat sollte das Gut- 
achten zum 15. November der Bundesregierung 
vorlegen, die dieses unverzüglich den gesetz- 
gebenden Körperschaften zuleitet. Die Stellung- 
nahme der Bundesregierung wäre spätestens nach 


Ablauf von acht Wochen den gesetzgebenden 
Körperschaften zu übergeben. 

* 

Der Gesetzentwurf belastet Bund und Länder nicht 
mit zusätzlichen Kosten. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
Zu Artikel 1 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 6 Abs. 1 ent- 
spricht der in der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Zweiten Jahresgutachten angeregten Än- 
derung. 

Die Möglichkeit einer raschen Veröffc-ntlichung soll 
nicht nur für die Jahresgutachten, sondern grund- 
sätzlich auch für die nach eigenem Ermessen des 
Sachverständigenrates oder im Auftrag der Bundes- 
regierung erstellten zusätzlichen Gutachten geschaf- 
fen werden. Die vorgeschlagene Neufassung des 
§ 6 Abs. 2 sieht deswegen für den Regelfall eine 
Veröffentlichung der zusätzlichen Gutachten nach 
einer Woche vor. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll unmittelbar nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten, damit das Dritte Jahresgut- 
achten bereits nach den neuen Vorschriften ver- 
öffentlicht werden kann. 
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